
 

 
 

 
 
 

  
 
 
 
 

Ausgabe 2/  2009  
 

 

αWo kämen wir hin, 
wenn alle sagten, 
wo kämen wir hin, 
und niemand ginge, 
um mal zu schauen, 
wohin man käme, 
wenn man ginge.ά 

 
Kurt Marti 

 
 

¶ α9ǊŦƻƭƎǎŦŀƪǘƻǊ CǊŀǳŜƴ ς tƻǘŜƴȊƛŀƭŜ ƴǳǘȊŜƴά - Landesfrauentag 2009 der dbb 
Frauenvertretung Hessen erfolgreich verlaufen - Neuer Vorstand wurde gewählt 

¶ Landesgewerkschaftstag 2009 des dbb Hessen ς Erfolgreiche Weichenstellung  

¶ 30 Prozent der betreuten Kinder von 3 bis 5 Jahren  in Ganztagsbetreuung ς 
Männer wünschen sich kürzere Arbeitszeiten 

¶ Höheres Elterngeld nach Steuerklassenwechsel 

¶ Frauen machen schneller Karriere 

¶ Europäisches Institut für Gleichstellungsfragen in Europa 
 
 

α9ǊŦƻƭƎǎŦŀƪǘƻǊ CǊŀǳŜƴ ς tƻǘŜƴȊƛŀƭŜ ƴǳǘȊŜƴά ς 
 Landesfrauentag 2009 der dbb Frauenvertretung Hessen erfolgreich 

verlaufen - Neuer Vorstand wurde gewählt 
 
α9ǊŦƻƭƎǎŦŀƪǘƻǊ CǊŀǳŜƴ - tƻǘŜƴȊƛŀƭŜ ƴǳǘȊŜƴάΥ  
 
Unter diesem Motto fand der diesjährige Landesfrauentag der dbb Frauenvertretung Hessen in 
Groß-Gerau statt. Im Rahmen dieses Landesfrauentages wurden die Weichen für die Fortsetzung 
der Frauenarbeit innerhalb des dbb Hessen bis in das Jahr 2013 gestellt.  
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Landesfrauentag 2009  
dbb  Frauenvertretung Hessen ς Auditorium 

Eingeladen waren nicht nur die 
Delegierten und Gastdelegierten der 
Mitgliedsgewerkschaften und ς
verbände, sondern auch zahlreiche 
Gäste aus Politik und dbb. Diese nahmen 
an der Eröffnungsveranstaltung teil, zu 
welcher der zu diesem Zeitpunkt erst 
wenige Wochen im Amt  befindliche 
Jürgen Banzer als Hessischer Minister für 
Arbeit, Familie und Gesundheit begrüßt 
werden konnte. Neben ihm waren auch 
Vertreterinnen von vier der fünf im 
Hessischen Landtag vertretenen 
Parteien der Einladung gefolgt.  

 
Die Vorsitzende, Ute Wiegand-Fleischhacker, konnte von der CDU-Fraktion Claudia Ravensburg, 
von der SPD Fraktion Lisa Gnadl und für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Kordula Schulz-
Asche. Für die FDP-Fraktion überbrachte stellvertretend aus dem Kreis Groß-Gerau Marcella 
Matthes Grußworte. Ebenfalls erfreut zeigte sich die Vorsitzende über das zahlreiche Erscheinen 
der Mitglieder der Landesleitung, des Landesvorstands und Landeshauptvorstands.  

 
Die Vorsitzende der dbb 
Frauenvertretung Hessen, Ute Wiegand-
Fleischhacker, forderte dazu auf, 
insbesondere im Zeichen des sich auch 
im öffentlichen Dienst zeigenden 
Fachkräftemangels die Tür für 
ǉǳŀƭƛŦƛȊƛŜǊǘŜ CǊŀǳŜƴ Ȋǳ ǀŦŦƴŜƴΦ α9ǎ ƛǎǘ 
unbedingt notwendig, die extreme 
Einschränkung von Mädchen und jungen 
CǊŀǳŜƴ ƛƴ ŘŜǊ .ŜǊǳŦǎǿŀƘƭ ŀǳŦȊǳōǊŜŎƘŜƴΦά 
Dazu sei es auch unabdingbar, in den 
pädagogischen Berufen, in 
Kindertagesstätten, Kindergärten und 
Grundschulen den Anteil der Männer zu 
erhöhen. 

 
Ute Wiegand-Fleischhacker , Vorsitzende 

 
α!ƭƭŜƛƴ ǎŎƘƻƴ Řŀǎ ŘƻǊǘ ǾƻǊƘŀƴŘŜƴŜ aƛǎǎǾŜǊƘŅƭǘƴƛǎ ǎƻǊƎǘ ŦǸǊ ŜƛƴŜ ½ŜƳŜƴǘƛŜǊǳƴƎ ŘŜǊ wƻƭƭŜƴƪƭƛǎŎƘŜŜǎ 
bei der BeǊǳŦǎǿŀƘƭάΣ ŦǸƘǊǘŜ ²ƛŜƎŀƴŘ-Fleischhacker aus. 
 
α5ƛŜ ½ǳƪǳƴŦǘ ƛǎǘ ǿŜƛōƭƛŎƘ ς ŜƛƴŜ ±ƻǊǎǘŜƭƭǳƴƎΣ ŘƛŜ ƳƛǊ ƴƛŎƘǘ ǿƛǊƪƭƛŎƘ !ƴƎǎǘ ƳŀŎƘǘά mit diesen Worten 
begann der Hessische Minister für Arbeit, Familie und Gesundheit Jürgen Banzer seine 
Ausführungen. Er zeigte sich optimistisch, dass sich in der hessischen Politik die Frauenfrage nicht 
ŀƭǎ ½ǿŜŎƪŦǊŀƎŜά ǎǘŜƭƭe.  
 
Es werde grundsätzlich gesehen, dass eine funktionierende Gesellschaft auf die 
Gleichberechtigung der Geschlechter angewiesen sei: α9ƛƴŜ ŀǳǎƎŜƎƭƛŎƘŜƴŜ ½ǳǎammenarbeit von 
Frauen und Männern sorgt für eine besondere Qualität der Arbeit in den Betrieben und 
.ŜƘǀǊŘŜƴΦά  
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Jürgen Banzer Minister für Arbeit, Familie und Gesundheit  

des Landes Hessen 

Daher müsse die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf noch mehr 
gefördert werden. Ein gelungenes 
Experiment sei da die 
alternierende Telearbeit. Er 
persönlich könne sich auch 
vorstellen, ein Modell zu 
entwickeln, in dem Frauen in der 
Babypause, der Erziehungszeit und 
einer Beurlaubung auch weiter 
Kontakt zur Arbeitsstelle hielten.   
 

 
Es gehe nicht einseitig um die Aufrechterhaltung sozialer Kontakte, sondern auch um die 
Aufrechterhaltung und Pflege beruflicher Kompetenzen. 

 
Stefan Sauer, Bürgermeister 

Für die gastgebende 
Kreisstadt Groß-Gerau 
überbrachte der 
Bürgermeister Stefan 
Sauer die Grußworte. Für 
die Implementierung der 
Chancengleichheit für 
Frauen und Männer bei 
einer leistungsorientierten  

Walter Spieß, Vorsitzender dbb Hessen 

Bezahlung plädierte der Landesvorsitzende des dbb Hessen, Walter Spieß. 
 

 
Helene Wildfeuer, Vorsitzende dbb bundesfrauenvertretung  

Für die dbb bundesvertretung stellte 
die Vorsitzende Helene Wildfeuer 
ƘŜǊŀǳǎΣ Řŀǎǎ αǿƛǊ ƎŜƴŀǳŜǊ ƘƛƴǎŎƘŀǳŜƴ 
müssen. Dŀǎ ƛǎǘ ǳƴǎŜǊ WƻōΦά {ƛŜ ǎǘŜƭƭǘŜ 
heraus, dass Familienpolitik auch 
Frauenpolitik sei. Beim Geld höre aus 
ihrer Erfahrung jedoch die 
Gleichberechtigung auf.  
Dies sei nicht zu akzeptieren, dieser 
Bann müsse durchbrochen werden.  

  
!ƭǎ .ŜƛǎǇƛŜƭ ŦǸǊ Řŀǎ aƻǘǘƻ α9ǊŦƻƭƎǎŦŀƪǘƻǊŜƴ 
Frauen ς tƻǘŜƴȊƛŀƭŜ ƴǳǘȊŜƴά ƪŀƴƴ ŘƛŜ 
Hauptrednerin des Tages genannt werden. Als 
erste Frau nimmt Martina Böhme die Funktion 
der Finanzpräsidentin bei der 
Oberfinanzdirektion Frankfurt/Main  seit 
einigen Monaten wahr. Mit Beispielen für die 
Umsetzung der Möglichkeit für Frauenarbeit 
skizzierte sie Maßnahmen innerhalb der 
SteuerverwaltungΦ αIŀōǘ aǳǘΣ ǘǊŀǳǘ 9ǳŎƘ 
Ŝǘǿŀǎ ȊǳΗά, mit diesen Worten ermunterte sie 
die Teilnehmerinnen.  

 
Martina Böhme, Finanzpräsidentin 
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Nach der Öffentlichkeitsveranstaltung folgte die Arbeitstagung für die anwesenden Delegierten  
und Gastdelegierten.  

 
Versammlungsleitung: Christiane Wolle, Anne Schauer und Dr. 
Renate Vollmer (v.l.n.r.) 

Für die weitere 
Durchführung entschieden 
sich die Delegierten für 
eine souveräne 
Versammlungsleitung. 
 
Als Vorsitzende fungierte 
Anne Schauer, 
Landesvorsitzende der 
DSTG. Als weitere 
Mitglieder standen ihr die 
Kolleginnen Christiane 
Wolle (dbb Südhessen) 
und Dr. Renate Vollmer 
(Landesverband der 
Amtstierärztinnen und ς
tierärzte) zur Seite. 

 
Neben der obligatorischen Darlegung des Geschäftsberichtes durch die Vorsitzende und der 
einstimmigen Entlastung des Vorstands durch den Landesfrauentag stand natürlich die Wahl des 
neuen Vorstands im Mittelpunkt: 
 
Wiedergewählt wurde - bei einer Enthaltung - die sich seit 1997 im Amt befindliche seitherige 
Vorsitzende Ute Wiegand-Fleischhacker (DSTG). Als Vertreterin ebenfalls wiedergewählt wurde 
Ilona Piltz (GdV). Für die nicht mehr kandidierende Giselind Knell (VBB) wurde die Kollegin Petra 
Reiß (DJG) zur Stellvertreterin gewählt. Für die Funktionen der Beisitzerinnen entschieden sich die 
Delegierten erneut für Ricarda Sell (Komba), während Kollegin Sonja Waldschmidt (DSTG) erstmals 
in dieses Amt berufen wurde.  
 

 

 
Bisheriger Vorstand (v.l.n.r.): Ilona Piltz, Ute Wiegand-

Fleischhacker, Ricarda Sell und Giselind Knell  
(Es fehlt Erika Langlitz) 

 
Neu gewählter Vorstand (v.l.n.r.): Ute Wiegand-

Fleischhacker, Ilona Piltz, Petra Reiß, Ricarda Sell und 
Sonja Waldschmidt 
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Mit besonderen Worten bedankte sich Ute 
Wiegand-Fleischhacker bei Giselind Knell, die 
nach 12 Jahren gemeinsamer Vorstandsarbeit 
innerhalb der dbb Frauenvertretung Hessen 
nicht mehr kandidierte. Sie wünschte ihr 
persönlich, beruflich und natürlich auf 
gewerkschaftlich weiterhin viel Erfolg.  

 
Giselind Knell und Ute Wiegand-Fleischhacker 

 
 
Nach der anschließenden Antragsbearbeitung bedankte sich die wiedergewählte Vorsitzende Ute 
Wiegand-Fleischhacker bei den Delegierten.  
 
Impressionen: 
 

 
 

 

 
Tagungsbüro: 

 v.l.n.r: Gerd Fleischhacker, Claudia Henninger, 
Lothar Piltz  

 

 
Weitere Bilder des Landesfrauentages sind unter www.dbb-frauen-hessen.de  sowie 
www.dbbhessen.de ςunter Landesfrauentag eingestellt.  

 
Landesgewerkschaftstag 2009 des dbb Hessen  

Erfolgreiche Weichenstellung 
 

Im Rahmen des Landesgewerkschaftstages 2009 des dbb Hessen, der am 29. Juni 2009 in 
Friedberg/Hessen stattfand, wurde der langjährige Vorsitzende des dbb Hessen, Walter Spieß 
(DSTG), in seinem Amt für weitere vier Jahre bestätigt.  
 
Walter Spieß wurde in geheimer Abstimmung mit 161 von 162 Stimmen bei einer Enthaltung 
eindrucksvoll wieder gewählt.  
 
Nach einer Satzungsänderung wurde die Zahl der stellvertretenden Vorsitzenden von ehemals vier 

http://www.dbb-frauen-hessen.de/
http://www.dbbhessen.de/
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auf fünf erhöht. Mit der Erweiterung trägt der dbb Hessen nicht zuletzt den durch die 
Föderalismusreform entstandenen zusätzlichen Aufgaben personell Rechnung.  
 
Von diesen nunmehr fünf stellvertretenden Vorsitzenden entfällt einer auf die Funktion des 
Schatzmeisters, welche erneut nach einstimmiger Bestätigung durch die Delegierten von Manfred 
Martin  (komba) besetzt wird. 
Für die verbliebenen vier Positionen bewarben sich eine Kandidatin und vier Kandidaten.  
 
Nach einer spannenden Auszählung setzten sich ς in der Reihenfolge der erhaltenen 
Stimmenzahlen - Ute Wiegand-Fleischhacker (DSTG), Heinz-Dieter Hessler (BSBD), Gerfried 
Scholtz (GDBA) und Thomas Müller (VBE) durch. Somit wurden die bisherigen stellvertretenden 
Vorsitzenden bestätigt.  
 
Ute Wiegand-Fleischhacker war bisher kraft Amtes als Vorsitzende der dbb Frauenvertretung 
Mitglied der Landesleitung. Nunmehr wird sie für die nächsten vier Jahre als stellvertretende 
Vorsitzende der Landesleitung angehören. 

 

 
(v.l.n.r.: Heinz Fischer, Justitiar, Dieter Hessler, stv. Vorsitzender, Georg Bast, dbb tarifausschuss, Dr. Andrea 
Fischer, Justitiarin, Gerfried Scholtz, stv. Vorsitzender, Walter Spieß, Landesvorsitzender, Ute Wiegand-
Fleischhacker, stv. Vorsitzende, Manfred Martin, stv. Vorsitzender, Rechner, Thomas Müller, stv. 
Vorsitzender)  
 

Der Landesleitung des dbb Hessen gehören kraft Amtes die Vorsitzende der dbb Frauenvertretung 
Hessen, der Vorsitzende des dbb Tarifausschusses sowie der Vorsitzende der dbb Jugend Hessen 
an. 
 
Für weitere vier Jahre als Beisitzer im Landesvorstand wurden Hans Brack (DStG), Gerd Liebegott 
(BDZ), Norbert Naumann (HPhV), Ingelore Steuernagel (DVG) und Gisela Volk (DPV-KOM) 
bestätigt.  
 
Neu in dieses Gremium gewählt wurden Thomas Hupfeld (GDL), Heini Schmitt (DPolG) und Peter 
Schollmeyer (komba). 
 
Nicht mehr kandidierten Arnold Gündling (GLB), Reinhold Jenauer (DSTG) und Werner Möller 
(DSTG). Ihnen gilt der Dank des dbb Hessen für die langjährige Arbeit in diesem Gremium. 
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30% der betreuten Kinder von 3 bis 5 Jahren in Ganztagsbetreuung 
Männer wünschen sich kürzere Arbeitszeiten 

 
Wunsch und Wirklichkeit von Frauen und Männern klaffen auseinander 

 
Bei den Arbeitszeiten klafft in Deutschland eine deutliche Lücke zwischen Wunsch und 
Wirklichkeit: Vollzeitbeschäftigte Männer wünschen sich kürzere Arbeitszeiten ς pro Woche 
möchten sie mindestens vier Stunden weniger im Büro verbringen. Ausweiten möchten ihre 
Wochenarbeitszeit Besonders unzufrieden mit ihren Arbeitszeiten sind vor allem ostdeutsche 
Frauen, die teilzeitbeschäftigt sind: Sie streben mit großer Mehrheit eine Vollzeittätigkeit an. 
Zwischen 1993 und 2007 haben sich die durchschnittlichen Arbeitszeiten von Frauen und 
Männern in West- und Ostdeutschland zwar angenähert, mit den Wünschen der Beschäftigten 
stimmen sie allerdings noch nicht überein. Dies sind zentrale Ergebnisse einer jetzt vom DIW 
Berlin veröffentlichten Untersuchung auf Basis des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP). 
 
Vollzeitbeschäftigte Männer wünschen sich kürzere Arbeitszeiten 
 
Die durchschnittliche Arbeitszeit vollzeitbeschäftigter Männer lag 2007 bei rund 43 
Wochenstunden - tatsächlich wünschten sie sich aber eine mindestens vier Stunden kürzere 
Arbeitszeit. Bei Frauen hat die Erwerbstätigkeit seit den frühen 90ern zwar stark zugenommen. 
Mit ihren durchschnittlichen Arbeitszeiten bleiben Frauen allerdings noch immer deutlich hinter 
den Männern zurück ς und hinter dem, was sie eigentlich möchten.  
 
Im Osten nichts Neues: Teilzeitbeschäftigte Frauen wollen mehr arbeiten 
 
Frauen auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt sind besonders ambitioniert. Eine deutliche Mehrheit 
(60 Prozent) von Ihnen wünscht sich eine Berufstätigkeit in Vollzeit oder auf sehr hohem 
Teilzeitniveau. Nur rund die Hälfte derer, die sich die 40-Stundenwoche wünscht, kann dieses 
Anliegen auch realisieren. Diese Kluft zwischen Wunsch und Wirklichkeit zieht sich durch die 
letzten zehn Jahre und gibt einen deutlichen Hinweis auf eine starke Unzufriedenheit der 
ostdeutschen Frauen mit dem ausgeübten Teilzeitjob. Auch in Westdeutschland wünschen sich 
weibliche Vollzeitkräfte eine deutlich höhere Wochenarbeitszeit: 2007 lag ihre Präferenz bei 36,8 
Wochenstunden (plus 2,4 Stunden im Vergleich zu 1993). 
 
Abbau von Überstunden könnte die Wünsche beider Geschlechter annähern 
 
Arbeitszeiten von mehr als 40 Wochenstunden sind sowohl bei Männern als auch bei Frauen 
unbeliebt. Im Jahr 2007 war gut die Hälfte der Männer mehr als 40 Wochenstunden tätig ς 
obwohl nur knapp ein Fünftel dies wünschte. Bei den Frauen waren die Unterschiede weniger 
gravierend, aber ebenfalls vorhanden.  
 
²ƛŜ ƭƛŜǖŜƴ ǎƛŎƘ ƴǳƴ ƎŜǿǸƴǎŎƘǘŜ ǳƴŘ ǘŀǘǎŅŎƘƭƛŎƘŜ !ǊōŜƛǘǎȊŜƛǘŜƴ ōŜǎǎŜǊ ƛƴ 9ƛƴƪƭŀƴƎ ōǊƛƴƎŜƴΚ α9ƛƴ 
²ŜƎ ǿŅǊŜƴ ǿŜƴƛƎŜǊ «ōŜǊǎǘǳƴŘŜƴάΣ ǎŀƎǘŜ ŘƛŜ 5L²-!ǊōŜƛǘǎƳŀǊƪǘŜȄǇŜǊǘƛƴ t5 5ǊΦ 9ƭƪŜ IƻƭǎǘΦ αIŅǳŦƛƎ 
wird wesentlich mehr gearbeitet als vertraglich vereinbart. Wunsch und Wirklichkeit von 
Erwerbstätigen könnten näher zusammenrücken, wenn die vereinbarten Stunden eingehalten 
ǿǸǊŘŜƴΦά  
 
Stichwort SOEP: 
 
Das SOEP ist eine seit 25 Jahren laufende repräsentative Wiederholungsbefragung. Im Auftrag des 
DIW Berlin werden jedes Jahr Personen aus über 10.000 Haushalten in Deutschland von TNS 
Infratest Sozialforschung befragt. Das SOEP ist am DIW Berlin angesiedelt und gibt Auskunft über 
Faktoren wie Einkommen, Erwerbstätigkeit, Bildung oder Gesundheit. Weil jedes Jahr die gleichen 
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Personen befragt werden, können langfristige soziale und gesellschaftliche Trends besonders gut 
verfolgt werden. Die SOEP-Daten werden Forscherinnen und Forschern im In- und Ausland für 
wissenschaftliche Analysen zur Verfügung gestellt. 
 
Quelle: Pressemitteilung des DIW Berlin vom 17.06.2009  

 

Höheres Elterngeld nach Steuerklassenwechsel 

Elterngeld wird grundsätzlich nach dem durchschnittlichen monatlichen Erwerbseinkommen des 
Berechtigten in den letzten zwölf Monaten vor dem Monat der Geburt des Kindes berechnet. 
Dabei sind u. a. die auf dieses Einkommen entfallenden Steuern abzuziehen. Das Elterngeld 
beträgt 67 % des so ermittelten Einkommens. 

Der 10. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. Juni 2009 in zwei Fällen entschieden, dass der 
von den verheirateten Klägerinnen während ihrer jeweiligen Schwangerschaft veranlasste 
Wechsel der Lohnsteuerklasse bei der Bemessung des Elterngeldes zu berücksichtigen sei. 

In dem einen Fall war die Steuerklasse von IV auf III, in dem anderen von V auf III geändert 
worden. Das führte zu geringeren monatlichen Steuerabzügen vom Arbeitsentgelt der 
Klägerinnen. Gleichzeitig stiegen allerdings die von ihren Ehegatten (jetzt nach Steuerklasse V) 
entrichteten Einkommensteuerbeträge so stark an, dass sich auch die monatlichen 
Steuerzahlungen der Eheleute insgesamt deutlich erhöhten. Dieser Effekt wurde bei der späteren 
Steuerfestsetzung wieder ausgeglichen. 

Entgegen der Auffassung des beklagten Freistaates ist das Verhalten der Klägerinnen nicht als 
rechtsethisch verwerflich und damit als rechtsmissbräuchlich anzusehen. Der 
Steuerklassenwechsel war nach dem Einkommensteuergesetz erlaubt. Seine Berücksichtigung ist 
durch Vorschriften des Bundeselterngeld- und Erziehungszeitengesetzes (BEEG) weder 
ausgeschlossen noch sonst wie beschränkt. Nach dem erkennbaren Schutzzweck des BEEG lässt 
sich ein Missbrauchsvorwurf nicht hinreichend begründen. Die Möglichkeit eines derartigen 
Steuerklassenwechsels ist im Gesetzgebungsverfahren erörtert worden, ohne dass dabei von 
Rechtsmissbrauch die Rede war. Trotz der inzwischen in mehreren Bundesländern anhängigen 
Rechtsstreitigkeiten, die erstinstanzlich teilweise zu Lasten der Verwaltung ausgegangen sind, ist 
auch im Rahmen des Ersten Gesetzes zur Änderung des BEEG auf eine begrenzende Regelung 
verzichtet worden. 

Hinweise zur Rechtslage: 

§ 2 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) 

(1) Elterngeld wird in Höhe von 67 % des in den zwölf Kalendermonaten vor dem Monat der 
Geburt des Kindes durchschnittlich erzielten monatlichen Einkommens aus Erwerbstätigkeit bis zu 
einem Höchstbetrag von 1.800 Euro monatlich für volle Monate gezahlt, in denen die berechtigte 
tŜǊǎƻƴ ƪŜƛƴ 9ƛƴƪƻƳƳŜƴ ŀǳǎ 9ǊǿŜǊōǎǘŅǘƛƎƪŜƛǘ ŜǊȊƛŜƭǘ Χ 

(7) Als Einkommen aus nichtselbstständiger Arbeit ist der um die auf dieses Einkommen ent-
fallenden Steuern und die auf Grund dieser Erwerbstätigkeit geleisteten Pflichtbeiträge zur 
Sozialversicherung in Höhe des gesetzlichen Anteils der beschäftigten Person einschließlich der 
Beiträge zur Arbeitsförderung verminderte Überschuss der Einnahmen in Geld oder Geldeswert 
über die mit einem Zwölftel des Pauschbetrags nach § 9a Abs 1 Satz 1 Nr 1 Buchstabe a des 
Einkommensteuergesetzes anzusetzenden Werbungskosten zu berückǎƛŎƘǘƛƎŜƴΦ Χ 

Az.: B 10 EG 3/08 R R. ./. Freistaat Bayern; B 10 EG 4/08 R S. ./. Freistaat Bayern 
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Quelle: Medieninformation Nr. 26ς2009;  www.bundessozialgericht.de  

Frauen machen schneller Karriere 
 
Eine Untersuchung des Stellenportals Experteer hat ergeben, dass Frauen auf der Karriereleiter 
zügiger nach oben steigen als ihre männlichen Kollegen. Eine Auswertung der 900 000 Datensätze 
der Experteer-Mitglieder zeigt, dass sie über alle Karrierelevel hinweg durchschnittlich zwei Jahre 
jünger sind als Männer. Als Begründung dafür wird der Wehr- oder Zivildienst herangezogen. Dies 
erklärt aber nur ein Jahr Rückstand. Der Altersunterschied wird zudem auf höherem Level größer: 
Berufseinsteigerinnen sind nur ein Jahr, Geschäftsführerinnen im Mittelstand dagegen schon drei 
Jahre jünger als Männer auf derselben Ebene. Experten zufolge legen Frauen ein hohes 
YŀǊǊƛŜǊŜǘŜƳǇƻ ǾƻǊΣ ǳƳ CŀƳƛƭƛŜ ǳƴŘ YŀǊǊƛŜǊŜ Ȋǳ ǾŜǊŜƛƴōŀǊŜƴΦ αWŜŘŜ ōŜǊǳŦƭƛŎƘŜ ¦ƴǘŜǊōǊŜŎƘǳƴƎ ƻŘŜǊ 
Arbeitszeitverminderung birgt das Risiko eines Karriereknicks, da Karrieren meistens 
kontinuierliche Vollzeitarbeit voraussetzen", schreiben die Soziologinnen Kathrin Leuze und 
Alessandra Rusconi vom Wissenschaftszentrum Berlin (WZB) in ihrer aktuellen Studie. Je höher die 
Position vor der Geburt, desto kleiner fällt der Knick aus.  
 
Keine Vorteile bringt den Frauen ihr höheres Tempo indes beim Gehalt. Im Gegenteil: 
Geschäftsführerinnen verdienen laut Experteer im Schnitt 17 400 Euro weniger im Jahr. Laut der 
WZB-Studie ist die generell große Gehaltslücke zum Teil selbst verschuldet, weil Frauen zu häufig 
αCǊŀǳŜƴŦŅŎƘŜǊά ǿƛŜ {ǇǊŀŎƘ- und Kulturwissenschaften studieren. Natur- oder 
Ingenieurwissenschaftler führten gerade in der Privatwirtschaft zu besser dotierten Jobs. Hinzu 
kommen Vorurteile der Arbeitgeber, die Frauen unterstellten, weniger karriereorientiert zu sein.  
.ŜƛǘǊŀƎ ŀǳǎ ŘŜǊ WǳƭƛŀǳǎƎŀōŜ ŘŜǊ αWǳƴƎŜƴ YŀǊǊƛŜǊŜά  
(Erschienen im gedruckten Tagesspiegel vom 05.07.2009)  

 

Europäisches Institut für Gleichstellungsfragen in Deutschland  

Am 6. Juni 2009 machte Virginija Langbakk ihren Antrittsbesuch beim Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend in Deutschland. Sie trat im April 2009 ihr Amt als erste 
Direktorin des Europäischen Instituts für Gleichstellungsfragen an. Deutschland hat zurzeit den 
Vorsitz im Verwaltungsrat des Instituts. 

Virginija Langbakk nutzte den ersten Besuch in Berlin in ihrer Funktion, um sich ein umfassendes 
Bild der Gleichstellungspolitik in Deutschland zu machen. Neben Gesprächen im 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend tauschte sich die neue Direktorin des 
Europäischen Instituts für Gleichstellungsfragen auch mit dem Vorstand des Deutschen 
Frauenrates aus sowie mit der Leitstelle für Gleichstellung des Landes Sachsen. Dabei ging es um 
die künftige Zusammenarbeit zwischen Deutschland und dem Europäischen Institut für 
Gleichstellungsfragen. 

EU-Agentur zur Förderung der Gleichstellung - Hauptaufgabe des Europäischen Instituts für 
Gleichstellungsfragen ist es, die Situation der Gleichstellung in den 27 Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union im Detail zu erfassen. Die gewonnenen Daten und Ergebnisse werden den EU-
Organen und Mitgliedstaaten zur Verfügung gestellt. Ziel ist es, auf allen politischen Ebenen ein 
genaueres Bild der Situation von Frauen und Männern zu bekommen und damit eine bessere 
Vergleichbarkeit zwischen den verschiedenen Mitgliedstaaten zu erhalten. Gerade in Zeiten 
massiver wirtschaftlicher Veränderungen ist es wichtig darauf zu achten, dass in Europa weder 
Frauen noch Männer überproportionale Nachteile aufgrund ihres Geschlechtes erleiden. 

Quelle: www.bmfsfj.de; Bundesfamilienministerium, Pressemeldung 07. Juli 2009 

 

http://www.bundessozialgericht.de/
http://www.bmfsfj.de/
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